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PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 10.06.2020
JOELLE SCHNEUWLY

Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport
Arzte und Pflegepersonal

In der Sommersession 2020 befasste sich der Stédnderat mit dem indirekten
Gegenvorschlag zur Pflegeinitiative. Bevor das Stockli ohne Gegenantrag auf die
Vorlage eintrat, bedankten sich zahlreiche Rednerinnen und Redner beim
Pflegepersonal und wurdigten dieses fur den geleisteten Einsatz wahrend der Covid-19-
Pandemie. Doch Applaus alleine reiche nicht; diesbezlglich waren sich viele
Standesvertreterinnen und -vertreter einig. Es seien Massnahmen gefordert, um die
Attraktivitat des Pflegeberufes zu steigern und somit dem Pflegemangel
entgegenzuwirken. Die Schweiz sei heute nicht in der Lage, auch nur die Hélfte der
bendtigen Pflegefachpersonen auszubilden, so Maya Graf (gp, BL). Marina Carobbio
Guscetti (sp, TI) fugte an, es muisse mittels Bezahlung, Wertschatzung und
zugestandenen Kompetenzen daflir gesorgt werden, dass die ausgebildeten Fachkrafte
ihrem Beruf nicht vorzeitig den Ricken zukehren wurden. Erreichen wolle dies der
indirekte Gegenvorschlag einerseits mit einer Ausbildungsoffensive und andererseits
mit mehr Verantwortung fur das Pflegepersonal.

Fur ersteres mussten die entsprechenden Mittel bereitgestellt werden, wolle man nicht
vom Ausland abhéngig werden, hob Pirmin Bischof (cvp, SO) hervor. Dazu gehdrten die
finanzielle Unterstlitzung der Kantone durch den Bund, wenn sie Pflegefachkraften in
Ausbildung bezuglich Lebenshaltungskosten unter die Arme greifen. Dieser Entscheid
konnte mit 23 zu 22 Stimmen knapp gegentber einer Minderheit Dittli (fdp, UR)
durchgesetzt werden, der die Finanzierung als Sache der Kantone betrachtete. Anders
als der Nationalrat und linke Ratsmitglieder rund um eine Minderheit Carobbio
Guscetti, welche die Kantone zu entsprechenden Beitragen verpflichten wollten, setzte
die Mehrheit des Standerates diesbeziglich jedoch mit 32 zu 13 Stimmen auf
Freiwilligkeit. Allgemein gutgeheissen wurde die Ausbildungsverpflichtung von
Krankenhausern,  Pflegeheimen und  Spitexorganisationen und die damit
zusammenhangende Pflicht der Kantone mindestens einen Teil der ungedeckten Kosten
der praktischen Ausbildungsleistungen, die bei den Leistungserbringern anfallen, zu
Ubernehmen. Dabei soll ihnen wahrend acht Jahren die Unterstitzung des Bundes
zukommen. Der Standerat kalkulierte flur die beiden Punkte der Ausbildungsoffensive
CHF 369 Mio. seitens des Bundes ein, also gut CHF 100 Mio. weniger als der
Nationalrat.

Bezlglich des zweiten Instruments zur Aufwertung der Pflege - die Ausweitung der
Kompetenzen -, stimmte das Stéckli mit 32 zu 10 Stimmen daflr, dass
Pflegefachpersonen gewisse vom Bundesrat festgelegte Leistungen selbstandig ohne
arztliche Anordnung durchfihren und zu Lasten der Krankenkassen abrechnen sollen
durfen, womit der Rat der Kommissionsmehrheit statt einer Minderheit Hegglin (cvp,
ZG) folgte. Im Unterschied zum Nationalrat beabsichtigte der Standerat mit 28 zu 16
Stimmen allerdings, dass dazu im Vorfeld Vereinbarungen zwischen Pflegenden,
Spitexorganisationen und Pflegeheimen auf der einen Seite und den Versicherern auf
der anderen Seite getroffen werden mussten. Wéahrend diese Kompetenzerweiterung
einer Minderheit Carobbio Guscetti zu wenig weit ging und sie erklarte, dass damit die
Initianten und Initiantinnen kaum Uberzeugt werden kénnten, ihr Volksbegehren
zuruckzuziehen, zeigte sich neben gewissen Ratsmitgliedern auch Gesundheitsminister
Berset grundséatzlich nicht einverstanden mit der Moglichkeit zur direkten Abrechnung.
So beflrchtete der Bundesrat Mehrkosten und warnte davor, die Liste der
Leistungserbringenden zu verléangern.

In der Gesamtabstimmung stimmte der Standerat dem indirekten Gegenvorschlag mit
36 zu 4 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) zu. '
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MOTION
DATUM: 26.09.2018
BERNADETTE FLUCKIGER

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung
Berufsbildung

Manfred Buhler (svp, BE) forderte in einer Motion vom Bundesrat rasche Unterstiitzung
fiir Lehrbetriebe mit Kurzarbeit. Einige Betriebe seien aufgrund einer
Konjunkturschwache von Kurzarbeit betroffen, diese treffe auch Lehrmeisterinnen und
Lehrmeister, welche dann fir die Ausbildung der Lernenden fehlten, so Blhler. Daher
solle der Bundesrat den Kantonen zumindest als Pilotprojekt erlauben, vortibergehend
die Léhne der Ausbildnerinnen und Ausbildner zu bezahlen, welche im Rahmen der
Kurzarbeitsentschadigung (KAE) vollumfanglich erwerbstétig blieben. Die Massnahme
kénne unkompliziert im Rahmen eines Antrages auf Kurzarbeit umgesetzt werden und
sei kostenneutral.

Der Bundesrat argumentierte, dass die ALV nur fir die effektiv ausgefallene Arbeitszeit
eine KAE zahlen kénne. Wenn Ausbildende weiterhin Vollzeit in ihrem normalen
Kompetenzbereich arbeiteten, hatten sie folglich keinen Anspruch auf KAE. Die ALV
kénne hingegen mit einer Praventionsmassnahme zur Unterstlitzung der Lernenden
dabei helfen, die Lehrvertrage aufrechtzuerhalten. Die Lohne der Ausbildnerinnen und
Ausbildnern werden in der Folge teilweise vom Fonds der Arbeitslosenversicherung
Ubernommen, obwohl sie ihre Tatigkeit zur Ausbildung der Lernenden fortsetzen. Die
KAE durften nicht mit diesen Praventionsmassnahmen verwechselt werden, denn die
Lehrmeisterinnen und Lehrmeister, die von einer Praventionsmassnahme profitierten,
durften keine KAE in Anspruch nehmen. Diese aktuelle Praxis funktioniere und sei fur
die Unternehmen zumutbar, restimierte der Bundesrat.

Der Nationalrat nahm die Motion entgegen des bundestétlichen Antrages in der
Herbstsession 2018 mit 114 zu 63 Stimmen bei 5 Enthaltungen an, wobei alle SP- und alle
SVP-Mitglieder und zahlreiche Grine fur Annahme des Vorstosses stimmten.

Im Stédnderat wurde im Sommer 2019 detaillierter Gber den Vorstoss diskutiert. Eine
knappe Mehrheit der WAK-SR hatte sich ebenfalls fir die Annahme der Motion
ausgesprochen. lhre Beflrworter, wie etwa Pirmin Bischof (cvp, SO) oder Didier
Berberat (sp, NE), unterstrichen in ihren Voten, dass das Ziel des Vorstosses darin liege,
die Ausbildung der Auszubildenden auch in konjunkturell schwierigen Zeiten
sicherzustellen und dadurch die Qualitat des dualen Bildungssystems aufrecht zu
erhalten. Dies sei vor allem fur gewisse Branchen, die unter einem Mangel an
Fachkraften litten, umso wichtiger. Ruedi Noser (fdp, ZH) hingegen vertrat die Ansicht
einer Kommissionsminderheit, als er darlegte, dass das Problem mit der geltenden
Arbeitslosengesetzgebung gelost werden kénne, dass die Umsetzung einen
administrativen Mehraufwand bedeute und dass eine solche Massnahme zu
Marktverzerrungen fihren kénne, wenn die Offentliche Hand den Lohn eines
Ausbildendens zahle, wahrenddem derselbe Ausbildende einen Gewinn fur das
entsprechende Unternehmen generiere. Arbeitsminister Parmelin schloss sich den
Argumenten von Ruedi Noser an und restimierte, dass die bestehenden Bestimmungen
ausreichten, um das Ziel der Motion zu erreichen. Er beflrchtete zudem ebenfalls ein
gewisses Risiko fur Missbrauch in diesem Bereich. In der Abstimmung folgte der
Stdnderat der Mehrheit seiner Kommission und nahm die Motion mit 31 zu 11 Stimmen
an.?

1) AB SR, 2020, S. 461 ff.; NZZ, 9.6.20; LT, NZZ, 10.6.20; AZ, LT, NZZ, 11.6.20
2) AB NR, 2018, S. 1631; AB SR, 2019, S. 436 ff.; Bericht WAK-SR vom 2.5.19
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